0,05 Prozent gegen die Armut
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SPD und Grüne setzen sich beim Bund für Finanzmarktsteuer ein 

Die Kampagne 'Steuer gegen Armut', die sich für eine Finanztransaktionssteuer mit klar definierter Verwendung einsetzt, kann auf die Unterstützung der Stadt München hoffen. Die rot-grüne Rathausmehrheit will per Antrag Bundestag und Bundesregierung auffordern, sich auf nationaler wie internationaler Ebene für die Einführung einer solchen Abgabe einzusetzen - die Einnahmen sollen für die Armutsbekämpfung, den Kampf gegen den Klimawandel sowie für Bildung ausgegeben werden. Die Kampagne wird von zahlreichen politischen, kirchlichen und gesellschaftlichen Gruppen getragen. Nach Berechnungen ihrer Befürworter könnte eine Finanztransaktionsabgabe von 0,05Prozent, die sich anders als die sogenannte 'Tobin Tax' nicht nur auf Währungsgeschäfte bezieht, allein in der Europäischen Union Einnahmen von jährlich 200Milliarden Euro einbringen, weltweit seien es sogar rund 500Milliarden.

'Spekulationsblasen des Finanzmarktes gefährden Arbeitsplätze, die Handlungsfähigkeit des Staates und der Kommunen', begründet SPD-Fraktionschef Alexander Reissl seine Unterstützung für die 'Steuer gegen Armut'. Grünen-Fraktionsvize Florian Roth hält es für 'an der Zeit, dass sich die Beteiligten an den Finanzmärkten angemessen an der Finanzierung des Gemeinwesens beteiligen.' Mit ihrem Vorstoß erteilen SPD und Grüne Plänen der Bundesregierung für eine Bankenabgabe eine Absage. Die müssten auch Sparkassen oder Genossenschaftsbanken bezahlen, die sich nicht an Spekulationen beteiligt hätten. Dh
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